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Drucksache 1788 (neu) 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 8. April 1960 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bunderates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mit mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
217. Sitzung am 8. April 1960 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 16. März 1960 verabschiedeten 

Gesetzes über die Überführung der Anteils- 
rechte an der Volks wagenwerk Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung in private Hand 
— Drucksachen 102, 1680, zu 1680 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß 
Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes seiner Zustimmung 
bedarf. 

gez. Dr. Röder 


Bonn, den 8, April 1960 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 18, März 1960 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. Röder 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Überführung der Anteilsrechte an der 
Volkswagenwerk Gesellschaft mit beschränkter Haftung in 

private Hand 


1. Der Bundesrat bittet den Vermittlungsausschuß, 
sich um einen geeigneten Lösungsvorschlag zu 
bemühen, der das Gesetz über die Überführung 
der Anteilsrechte an der Volkswagenwerk Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung in private 
Hand in Übereinstimmung bringt mit dem zwi- 
schen dem Bund und dem Lande Niedersachsen 
am 11./12. November 1959 abgeschlossenen Ver- 
trag über die Regelung der Rechtsverhältnisse 
bei der Volkswagen werk Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung und über die Errichtung einer 
„Stiftung Volkswagenwerk" — Anlage zur BR- 
Drucksache 86/60, BT-Drucksache 1586. 


2. Dem § 13 ist folgender Satz anzufügen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 

Begründung 

Durch § 12 des Gesetzes wird der Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes ermächtigt, 
Rechtsverordnungen zu erlassen (Artikel 80 Abs. 1 
GG). Deshalb ist die Ergänzung der Berlin- 
Klausel geboten. 
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